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Text 

Flucht 

§ 106. (1) Ein Strafgefangener, der flüchtet, ist, soweit dies ohne Vernachlässigung der Aufsicht 
über andere Strafgefangene geschehen kann, unverzüglich und nachdrücklich zu verfolgen und wieder 
einzubringen. Die Strafvollzugsbediensteten sind ermächtigt, im Zuge der Nacheile Grundstücke und 
Räume zu betreten, sofern dies zur Wiedereinbringung des flüchtenden Strafgefangenen erforderlich ist, 
sowie Grundstücke, Räume und Kraftfahrzeuge nach dem flüchtenden Strafgefangenen zu durchsuchen, 
sofern auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, daß dieser sich dort aufhält. Für 
Durchsuchungen gelten die Bestimmungen der §§ 141 Abs. 3 sowie 142 Abs. 1 und 2 StPO sinngemäß. 
Auch beim Betreten von Grundstücken und Räumen haben die Strafvollzugsbediensteten mit Vermeidung 
unnötigen Aufsehens, jeder nicht unumgänglich nötigen Belästigung oder Störung betroffener Personen 
sowie mit möglichster Schonung ihres Rufes vorzugehen. 

(2) Kann man eines geflohenen Strafgefangenen nicht sogleich habhaft werden, so hat der 
Anstaltsleiter im Wege der nächsten Sicherheitsbehörde oder -dienststelle die Fahndung zu erwirken und 
rechtzeitig die Ausschreibung zur Festnahme zu beantragen. 

(3) Der unmittelbar aufsichtführende Strafvollzugsbedienstete hat jeden Fall einer gelungenen oder 
versuchten Flucht unverzüglich dem Anstaltsleiter zu melden. Dieser hat den Fall zu untersuchen. Die 
Untersuchung hat sich insbesondere auch darauf zu erstrecken, ob die Flucht durch ein pflichtwidriges 
Verhalten einer im Strafvollzug tätigen Person oder durch Mängel der Anstaltseinrichtungen begünstigt 
worden ist. Über Ausbrüche und aufsehenerregende Fluchtfälle sowie über solche Fluchtfälle, die durch 
pflichtwidriges Verhalten im Strafvollzug tätiger Personen ermöglicht worden sind, haben die 
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Anstaltsleiter sogleich unmittelbar der Vollzugsdirektion zu berichten und diese hat das 
Bundesministerium für Justiz zu verständigen. 
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